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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zu dem Entwurf eines Beschlusses des Rates über den Abschluss – im Namen der 
Union – des Abkommens zwischen der Europäischen Union und Island über zusätzliche 
Regeln in Bezug auf das Instrument für finanzielle Hilfe im Bereich Grenzverwaltung 
und Visumpolitik im Rahmen des Fonds für integrierte Grenzverwaltung für den 
Zeitraum 2021 bis 2027
(12125/2023 – C9-0004/2024 – 2023/0231(NLE))

(Zustimmung)

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf den Entwurf eines Beschlusses des Rates (12125/2023),

– unter Hinweis auf den Entwurf eines Abkommens zwischen der Europäischen Union 
und Island über zusätzliche Regeln in Bezug auf das Instrument für finanzielle Hilfe im 
Bereich Grenzverwaltung und Visumpolitik im Rahmen des Fonds für integrierte 
Grenzverwaltung für den Zeitraum 2021 bis 2027 (12124/2023),

– unter Hinweis auf das vom Rat gemäß Artikel 77 Absatz 2 und Artikel 218 Absatz 6 
Unterabsatz 2 Buchstabe a und Artikel 218 Absatz 7 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union unterbreitete Ersuchen um Zustimmung (C9-0004/2024),

– gestützt auf Artikel 105 Absätze 1 und 4 und Artikel 114 Absatz 7 seiner 
Geschäftsordnung,

– unter Hinweis auf die Empfehlung des Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz 
und Inneres (A9-0000/2024),

1. gibt seine Zustimmung zu dem Abschluss des Abkommens;

2. beauftragt seine Präsidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission sowie den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten und Islands 
zu übermitteln.
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BEGRÜNDUNG

a. Hintergrund 

Die Verordnung (EU) 2021/1148 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaffung 
eines Instruments für finanzielle Hilfe im Bereich Grenzverwaltung und Visumpolitik im 
Rahmen des Fonds für integrierte Grenzverwaltung für den Zeitraum 2021-2027 („BMVI-
Verordnung“) wurde am 7. Juli 2021 angenommen.

Mit der BMVI-Verordnung soll durch finanzielle Unterstützung Solidarität mit denjenigen 
(Mitglied-)Staaten bekundet werden, die die Bestimmungen des Schengen-Besitzstands über 
die Außengrenzen anwenden. Sie stellt eine Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands dar, 
an dem die bei der Umsetzung, Anwendung und Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands 
assoziierten Länder („assoziierte Schengen-Länder“ oder „assoziierte Länder“) beteiligt sind.

Artikel 7 Absatz 6 der BMVI-Verordnung sieht vor, dass entsprechend den einschlägigen 
Bestimmungen der jeweiligen Assoziierungsabkommen „Vereinbarungen“ getroffen werden, 
um Art und Weise der Beteiligung von Ländern am BMVI zu bestimmen, die bei der 
Umsetzung, Anwendung und Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands assoziiert sind. 
Diese Vereinbarungen erfolgen in Form von Abkommen, die die Union gemäß Artikel 216 
AEUV mit den assoziierten Schengen-Ländern schließt. 

Island hat am 1. September 2021 seine Zustimmung zum Inhalt der BMVI-Verordnung und 
seine Bereitschaft, die Verordnung in seine nationale Rechtsordnung umzusetzen, notifiziert.

Am 21. Februar 2022 ermächtigte der Rat die Kommission zur Aufnahme von Verhandlungen1 
mit Island, dem Königreich Norwegen, der Schweizerischen Eidgenossenschaft und dem 
Fürstentum Liechtenstein über die gemäß der Verordnung (EU) 2021/1148 des Europäischen 
Parlaments und des Rates2 zu schließenden Vereinbarungen über die Finanzbeiträge dieser 
Länder und die für ihre Beteiligung am Instrument für finanzielle Hilfe im Bereich 
Grenzverwaltung und Visumpolitik für den Zeitraum 2021 bis 2027 erforderlichen zusätzlichen 
Regeln, einschließlich der Bestimmungen zur Gewährleistung des Schutzes der finanziellen 
Interessen der Union und der Prüfungsbefugnis des Rechnungshofs. Die Verhandlungen mit 
Island wurden von der Kommission mit der Paraphierung des Abkommens am 14. Februar 
2023 erfolgreich abgeschlossen.

Am 13. Juli 2023 unterbreitete die Kommission dem Rat einen Vorschlag für einen Beschluss 

1 Beschluss (EU) 2022/442 des Rates vom 21. Februar 2022 über die Ermächtigung zur 
Aufnahme von Verhandlungen mit Island, dem Königreich Norwegen, der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft und dem Fürstentum Liechtenstein im Hinblick auf 
den Abschluss von Vereinbarungen zwischen der Europäischen Union und diesen 
Staaten über zusätzliche Regeln in Bezug auf das Instrument für finanzielle Hilfe im 
Bereich Grenzverwaltung und Visumpolitik im Rahmen des Fonds für integrierte 
Grenzverwaltung (ABl. L 90 vom 18.3.2022, S. 116).

2 Verordnung (EU) 2021/1148 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. Juli 
2021 zur Schaffung eines Instruments für finanzielle Hilfe im Bereich Grenzverwaltung 
und Visumpolitik im Rahmen des Fonds für integrierte Grenzverwaltung (ABl. L 251 
vom 15.7.2021, S. 48).
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des Rates über den Abschluss – im Namen der Europäischen Union – des Abkommens 
zwischen der Europäischen Union und Island über zusätzliche Regeln in Bezug auf das 
Instrument für finanzielle Hilfe im Bereich Grenzverwaltung und Visumpolitik im Rahmen des 
Fonds für integrierte Grenzverwaltung für den Zeitraum 2021 bis 2027.

Am 28. September 2023 nahm der Rat den Beschluss des Rates an und ersuchte am selben Tag 
das Europäische Parlament um seine Zustimmung zu dem Entwurf eines Beschlusses des Rates 
über den Abschluss des vorstehend genannten Abkommens. Das Abkommen wurde am 
20. Dezember 2023 in Brüssel unterzeichnet.

Am 21. Dezember 2023 ersuchte der Rat das Europäische Parlament, seine Zustimmung zu 
dem Entwurf eines Beschlusses des Rates über den Abschluss des vorstehend genannten 
Abkommens zu erteilen.

b. Standpunkt des Berichterstatters

Das Instrument für finanzielle Hilfe im Bereich Grenzverwaltung und Visumpolitik im Rahmen 
des Fonds für integrierte Grenzverwaltung ist ein spezifisches Instrument des Schengen-
Besitzstands, das eine solide und wirksame integrierte europäische Grenzverwaltung an den 
Außengrenzen sicherstellen soll; gleichzeitig soll es dazu beitragen, den freien Personenverkehr 
unter uneingeschränkter Einhaltung der Grundrechtsverpflichtungen der Mitgliedstaaten und 
der assoziierten Länder zu wahren und eine einheitliche Umsetzung sowie eine Modernisierung 
der gemeinsamen Visumpolitik zu unterstützen und dadurch ein hohes Maß an Sicherheit in 
den Mitgliedstaaten und assoziierten Ländern zu gewährleisten.

Aus den vorgelegten Unterlagen geht hervor, dass Island nun die in der Verordnung zur 
Schaffung eines Instruments für finanzielle Hilfe im Bereich Grenzverwaltung und 
Visumpolitik festgelegten Vorschriften und die anwendbaren Artikel der Dachverordnung und 
der Haushaltsordnung in ähnlicher Weise befolgt wie die EU-Mitgliedstaaten. 

Aus diesem Grund empfiehlt der Berichterstatter, dem Abschluss des Abkommens zur 
Festlegung zusätzlicher Regeln für die Beteiligung Islands am Instrument für finanzielle Hilfe 
im Bereich Grenzverwaltung und Visumpolitik im Rahmen des Fonds für integrierte 
Grenzverwaltung für den Programmplanungszeitraum 2021 bis 2027 gemäß Artikel 7 Absatz 6 
der BMVI-Verordnung zuzustimmen.


